
Faschismus zu neuer Geltung zu bringen, so auch Wie­
deraufnahme der Katyn-Hetze in Amerika.

Eine ungenügende Bestrafung eines schweren natio­
nalsozialistischen Verbrechens, wie hier im Urteil des 
Landgerichts, ist ein gröblicher Verstoß gegen die Ge­
rechtigkeit. Sie würde das Prinzip der Vernichtung 
des Faschismus gefährden.

Die Zuchthausstrafe für das Verbrechen gegen die 
Gesetze des Krieges und gegen die Menschlichkeit und 
für die nationalsozialistische Betätigung ist nach der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichts als einheitliche 
Strafe, also ohne Anwendung des für das Gebiet der 
KRD Nr. 38 und KRG Nr. 10 ausscheidenden § 74 StGB 
zu bestimmen, desgleichen auch ohne Anwendung des 
vom landgerichtlichen Urteil herangezogenen § 73 StGB. 
Jedoch kommt für das Zusammentreffen dieser in Rede 
stehenden Delikte einerseits und der Sabotage anderer­
seits § 74 StGB zur Anwendung. Die Strafkammer wird 
im künftigen Verfahren wieder eine Gesamtstrafe zu 
bilden haben. Erwägungen, die in der Praxis einzelner 
Strafkammern und eines Oberlandesgerichts fallweise 
zu einer Nichtanwendung des § 74 StGB beim Zusam­
mentreffen von Delikten nach KRG Nr. 10 und KRD 
Nr. 38 sowie nach Art. 6 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik mit anderen Delikten geführt 
haben, wie etwa die Erwägung, daß der Strafzweck der 
genannten Bestimmungen durch eine Gesamtstrafen­
bildung in Frage gestellt werde, sind gegenüber dem 
nach § 74 StGB unter Verneinung der Strafenhäufung 
(Kumulationsprinzip) geltenden Grundsatz der Ver­
schärfung der schwersten Strafe (Asperationsprinzip) 
nicht durchschlagend.

Bei Ausspruch der Sühnemaßnahmen wird Ver­
mögenseinziehung zur Vermeidung von Zweifeln aus­
drücklich als solche — nicht nur durch Anführung des 
Absehn. II Art. VIII Abs. 2 Buchst, b KRD Nr. 38 — 
und zwar als Einziehung des gesamten Vermögens des 
Angeklagten, auszusprechen sein.

§§ 153, 207 StPO.
1. Ein Eröffnungsbeschluß, in dem die Anklageschrift 

ohne Prüfung lediglich mechanisch abgeschrieben wor­
den ist, entspricht nicht dem gesetzlichen Erfordernis.

2. Bei einer gegen das Volkseigentum gerichteten 
Untreue ist Einstellung des Verfahrens unzulässig, da 
eine solche Tat Verbrechenscharakter hat.

3. Es ist unzulässig, bei einer Einstellung des Verfah­
rens dem Beschuldigten eine Buße aufzuerlegen.

OG, Urt. vom 20. Mai 1952 — 3 Zst 8/52.
Die Angeklagte war vom 1. Juli 1950 bis zum 22. Januar 

1951 als Rechnungsführerin auf dem volkseigenen Gut L.  an­
gestellt. Sie übernahm die Kasse des Gutes und hatte als Nach­
weis der Einnahmen und Ausgaben ein einfaches Kassenbuch 
zu führen. In der Zeit vom 9. Januar 1951 bis 20. Januar 1951 
wurde auf dem Volksgut von den Revisoren B. und V. eine 
Kassenrevision vorgenommen. Dabei wurde festgestellt, daß 
die Angeklagte eine große Anzahl von Einnahmen den Kasse 
des volkseigenen Gutes nicht zugeführt und die dazugehörigen 
Belege nicht gebucht hatte. Sie hatte vier Blätter mit Buchungen 
aus dem Kassenbuch entfernt und vernichtet. Ferner hatte sie 
für Fahrspesen höhere Beträge unter den Ausgaben verbucht, 
als tatsächlich verbraucht waren. Darüber hinaus hatte die An­
geklagte die Bücher ungenau geführt; das Kassenbuch enthält 
zu Ungunsten des Gutes zahlreiche Additionsfehler. Die Re­
visoren stellten einen Kassenfehlbetrag von insgesamt 2072,16 
DM fest.

Sie wurde angeklagt, sich der fortgesetzten Unterschlagung 
schuldig gemacht zu haben.

Das Schöffengericht in B. hat das Verfahren gegen die An­
geklagte in der Hauptverhandlung vom 27. April 1951 durch 
Beschluß nach § 153 StPO unter Auferlegung einer Buße von 
50,— DM eingestellt.

Der Generalstaatsanwalt hat am 16. April 1952 die Kassation 
des Beschlusses beantragt. Er hat Verletzung des Verfahrens­
rechtes und sachlichen Rechts gerügt. .

Aus den G r ü n d e n ;
Das Schöffengericht hat das Verfahren nach § 153 

StPO eingestellt, ist also zu der Überzeugung gekom­
men, daß die Angeklagte zwar schuldig ist, ihre Schuld 
aber gering und die Folgen der Tat unbedeutend sind.

Aus dem Hauptverhandlungsprotokoll ergibt sich, daß 
der Sachverständige B., der die Revision der Kassenfüh­
rung des volkseigenen Gutes L. vorgenommen hat, ver­
nommen worden ist. Er hat u. a. ausgesagt, daß zwar 
die nicht in das Kassenbuch eingetragenen Belege vor­
handen waren, das Geld jedoch fehlte. Er habe den 
Eindruck, daß die Angeklagte die Buchführung bewußt

in Unordnung gebracht habe. Unkenntnis könne nach 
seiner Ansicht nicht vorliegen, da die Angeklagte schon 
vorher im Bürobetrieb tätig gewesen sei. Auf dem Gut 
habe sie lediglich die Aufgabe gehabt, die Bargeldbe­
träge einzutragen.

Die Angeklagte verteidigte sich in der Hauptverhand­
lung damit, daß sie keine Buchhalterin und der Arbeit 
nicht gewachsen gewesen sei. Sie habe deshalb auch 
mehrmals, jedoch ohne Erfolg, um Ablösung gebeten.

Das Schöffengericht ist offensichtlich den Angaben 
der Angeklagten gefolgt und hat das Verfahren auf 
Grund ihrer angeblichen Unerfahrenheit eingestellt. Es 
hat dabei vollkommen außer Betracht gelassen, daß die 
Angeklagte Volkseigentum, das als Grundlage unserer 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung unter beson­
derem Schutz steht, angegriffen hat. Bei Verletzungen 
des Volkseigentums können die Folgen der Tat nie­
mals als unbedeutend angesehen werden, abgesehen 
davon, daß Verletzungen des Volkseigentums Ver­
brechen darstellen, wie noch näher ausgeführt werden 
wird, und das Gericht das Verfahren auf Grund des § 153 
Abs. 3 StPO nur bei Vergehen einstellen kann. Im 
vorliegenden Fall war schon deshalb die Möglichkeit 
zur Einstellung des Verfahrens nach § 153 StPO nicht 
gegeben.

Aber auch die zweite Voraussetzung zur Anwendung 
des § 153 StPO — eine geringe Schuld der Angeklagten 
— liegt nicht vor.

Abgesehen davon, daß die Einwendungen der Ange­
klagten, sie sei in der Buchführung unerfahren ge­
wesen, nicht glaubhaft erscheinen, hatte sie lediglich 
die Einnahmen und Ausgaben in das Kassenbuch ein­
zutragen, also eine sehr einfache Buchführungsarbeit 
auszuführen, eine Tätigkeit, die innerhalb kurzer Zeit 
von jedem Menschen, der — wie die Angeklagte — 
bereits auf eine langjährige Büropraxis als Stenotypistin 
zurückblicken kann, ohne Schwierigkeit erlernt werden 
kann. Im übrigen hat der Generalstaatsanwalt zu 
seinem Antrag ausgeführt, daß die Angeklagte nach 
den Feststellungen des Ministeriums der Justiz der 
Deutschen Demokratischen Republik von 1942 bis 1944 
bei der Kreissparkasse in G. als Stenotypistin und 1945 
bei der Landwirtschaftlichen Raiffeisen-Genossenschaft 
tätig gewesen ist. Sie war also mit dem Kassenwesen 
schon vorher in Berührung gekommen, so daß sie auf 
jeden Fall die Einzahlungsbelege von den Auszahlungs­
belegen unterscheiden konnte. Zumindest war ihr auch 
als Stenotypistin bekannt, daß aus einem Kassenbuch 
Blätter mit Buchungen nicht herausgenommen und ver­
nichtet werden dürfen. Aus alledem ist zu folgern, 
daß sie für ihre Handlung die volle Verantwortung zu. 
tragen hat.

Das Schöffengericht hätte also auf Grund des aus dem 
Protokoll ersichtlichen Sachverhalts nicht zur Einstel­
lung des Verfahrens kommen dürfen.

Unzulässig ist auch die mit der Einstellung nach 
§ 153 StPO verbundene Auferlegung einer Buße von 
50,— DM. Auf Buße kann überhaupt nur in den Fällen 
der Beleidigung (§§ 186, 187 StGB) und in allen Fällen 
der Körperverletzung (§§ 188, 231 StGB) erkannt wer­
den. Aber auch in diesen Fällen kann eine Buße bei 
Einstellung des Verfahrens nicht auferlegt werden 
(§ 404 Abs. 3 StPO).

Der Eröffnungsbeschluß vom 15. März 1951 entspricht 
nicht den gesetzlichen Erfordernissen. Das Oberste Ge­
richt hat mehrfach auf die Bedeutung des Eröffnungs­
beschlusses als Grundlage für die Hauptverhandlung 
hingewiesen (vgl. NJ 1951 S. 467) und ausgesprochen, 
daß der bei vielen Gerichten üblichen Gepflogenheit, 
Eröffnungsbeschlüsse, oft unter Benutzung von einge­
klammerten Stellen, aus der Anklageschrift abzuschrei­
ben, nachdrücklichst entgegengetreten werden muß. Im 
vorliegenden Fall läßt die völlig schematische Über­
nahme der Anklageschrift durch Hinweis „Bl. 20 d. A.“ 
darauf schließen, daß eine Überprüfung der Anklage, 
des dort aufgeführten Sachverhalts und der Gesetze, 
überhaupt nicht vorgenommen worden ist. Der Richter 
ist verpflichtet, in jedem Fall vor Erlaß des Eröffnungs­
beschlusses die Akten genau zu prüfen.

Der Beschluß des Schöffengerichts vom 27. April 1951 
war daher wegen Verletzung des § 153 Abs. 3 StPO auf­
zuheben.
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